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Zahnbehandlung ausgrenzen –
Für eine Herauslösung der Zahnbe-
handlung für Erwachsene sowie der
medizinischen Versorgung von Un-
fällen aus dem Leistungskatalog der
gesetzlichen Krankenversicherung
hat sich Friedrich Breyer ausgespro-
chen. Der Gesundheitsökonom vom
Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) forderte zudem, die
zehn Euro Praxisgebühr künftig bei
jedem Arztbesuch zu erheben. Im
Gegenzug solle die Selbstbeteili-
gung im Krankenhaus fallen, da sie
seiner Ansicht nach nicht steuernd
wirke. Schließlich ginge niemand
freiwillig in eine Klinik. Für die aus
der GKV auszugrenzenden Bereiche
könne laut Breyer jeder eine private
Zusatzversicherung abschließen.
(zahn-online.de)

Beitragserhöhungen geplant –
Sowohl die Techniker Krankenkasse
(TK) als auch die Gmünder Ersatz-
kasse (GEK) planen laut „Bild am
Sonntag“ zum 1. Juli eine Erhöhung
ihrer Monatsbeiträge um 0,3 %. Da-
mit würde der jeweilige Beitragssatz
von 12,8 auf 13,1 % erhöht werden.
Auch die Allgemeine Ortskranken-
kasse (AOK) plane laut Bild-Berich-
ten für Herbst eine Anhebung der
Sätze. AOK-Sprecher Udo Barske äu-
ßerte sich jedoch gegenüber dem Ta-
gesspiegel, dass man zuversichtlich
sei, die Beitragssätze stabil halten
zu können. Die Barmer schloss laut
Aussagen von Sprecherin Susanne
Rüsberg-Uhrig eine Erhöhung der
Beiträge für dieses Jahr ebenfalls
aus. Beim Gesundheitsministerium
warnte man davor, allein die Zahlen
des ersten Quartals als Maßstab zu
nehmen. So werde beispielsweise
der Bundeszuschuss erst im Monat
Mai ausgezahlt, zudem fehlten noch
Einmalzahlungen wie das Urlaubs-
geld. (ddp)

„Hammer-Zahnarzt“ – Den Besuch
bei einem Zahnarzt wird ein israeli-
scher Mann wohl so schnell nicht ver-
gessen. So hatte der Mediziner die-
sem – obwohl gar nicht zu einer Be-
handlung erschienen – im Zuge eines
Streits mit einem Hammer mehrere
Zähne ausgeschlagen. Der Mann war
in den Streit geraten, nachdem eine
Patientin in der Praxis die Röntgen-
aufnahmen ihres Sohnes einfordern
wollte, da sie mit der Behandlung un-
zufrieden war. Als der Arzt die He-
rausgabe verweigerte, eskalierte die
Situation. Der 49-jährige Mediziner
wurde mittlerweile dem Haftrichter
vorgeführt. (krone.at) 
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(cp) – Während das Statistische
Bundesamt im Jahre 2004 noch
einen Überschuss von 2,1 Mrd.
Euro in der gesetzlichen Sozi-
alversicherung ermitteln konn-
te, musste sie ein Jahr später
nun ein Defizit von 3,3 Mrd.
Euro verzeichnen. So lagen die
Ausgaben der Sozialversiche-
rung in 2005 bei insgesamt
469,0 Mrd. Euro, was eine Stei-
gerung von 0,6 % gegenüber
dem Vorjahr ausmacht. Die 
Einnahmen hingegen sanken
um 0,5 % auf 465,7 Mrd.Euro.
Allein die gesetzliche Kranken-
versicherung (GKV) konnte
2005 als einziger Zweig mit ei-
nem Überschuss von 1,5 Mrd.
Euro abschließen,wobei dieser

wesentlich geringer ausfiel als
in 2004.Verzeichneten die Sta-
tistiker u.a. besonders bei den
Arznei-, Verbands- und Hilfs-
mitteln höhere Aufwendungen,
reduzierten sich hingegen die

Ausgaben für zahnärztliche
Behandlung inklusive Zahn-
ersatz deutlich um –11,8 % auf
10,0 Mrd. Euro. Hauptgrund
hier dürfte wohl die Einfüh-
rung des neuen Festzuschuss-
Systems zum 1.1.2005 sein.
Die Einnahmen der GKV stie-
gen leicht um 0,6 % auf 143,7
Mrd. Euro, wobei 139,9 Mrd.
Euro auf Beitragseinnahmen
entfielen.
Einen starken Defizitanstieg,
nämlich um 2,9 auf 4,3 Mrd.
Euro, verzeichnete die gesetz-
liche Rentenversicherung.
Hier sanken 2005 die Einnah-
men um 2,2 Mrd.auf 228,5 Mrd.
Euro. Die Ausgaben blieben 
nahezu unverändert.

(kr) – Im Rahmen des 50. Ver-
bandstages des VDZI in Ham-
burg (ZT berichtete) stellte Ge-
neralsekretär Walter Winkler
eine Themen- und Projektliste
vor, die der Verband in den
nächsten Monaten als wesent-
liche Bausteine einer Fortent-
wicklung seiner Berufspolitik
vorbereiten, diskutieren und
umsetzen will. Mit dem so 
genannten „10-Punkte-Pro-
gramm“, in welches die Ergeb-
nisse des Projekts „Arbeitswis-
senschaftliche Studie“ hinein-
fließen, sollen die zahntech-
nischen Innungsfachbetriebe
gestärkt und bei deren Verbes-
serung der Wettbewerbsfähig-
keit unterstützt werden. „Nach
mehr als 20 Jahren hat der
VDZI in den letzten drei Jahren
gezielt die Herstellungspro-
zesse im zahntechnischen La-
bor nach arbeitswissenschaft-
lichen Methoden untersucht.
Das war nach zwanzig Jahren
dynamischer Material- und
Technologieentwicklung abso-
lut notwendig“, so Winkler im
Interview mit der ZT. In die-
sem Zusammenhang solle laut 
„10-Punkte-Programm“ in Zu-

sammenarbeit mit Experten
und interessierten Partnern
eine „grundlegende Technolo-
gieoffensive für die Innungs-
fachbetriebe starten“.
Darüber hinaus sollen die Be-
triebe stärker als 1.Adresse für
Zahnarzt und Patienten mit po-
sitiven Assoziationen in Bezug
auf Qualität und Service ins öf-

fentliche Bewusstsein gerückt
werden. Nach Meinung des
VDZI seien die meisten elektro-
nischen Informationsseiten für
Patienten wenig sachgerecht
und vermittelten den Wert und
Nutzen von Zahnersatz  häufig
nur einseitig preisorientiert.
Die Unterstützung eines sach-

gerechten Internetangebots für
die Patientenkommunikation
ist daher ein im Programm er-
klärtes Ziel. Bei der Beratung
vor Ort rät der Verband den 
Betrieben, sich offensiv den 
Patientenfragen zu Zahnersatz
zu öffnen und möchte sie in 
der „steigenden Beratungska-
pazität, die Zahntechniker-
meister vor Ort zu bieten ha-
ben“, unterstützen. Weitere 
Programmpunkte befassen
sich mit rechtlicher Beratung,
einer EDV-gestützten Koope-
rationsbörse und einem vom
Verband entwickelten Quali-
tätssicherungskonzept.
Bis spätestens Ende des Jah-
res, heißt es in Punkt 10, wolle 
der VDZI zudem „ein neues 
zahntechnisches Leistungs-
verzeichnis unter Berücksich-
tigung arbeitswissenschaftli-
cher Prozessstudien vorstellen
und in die berufspolitische 
Diskussion einbringen“. Ein
ausführliches Interview mit
dem Generalsekretär des Ver-
bandes Deutscher Zahntech-
niker-Innungen, Walter Wink-
ler, können Sie auf Seite 7 die-
serAusgabe nachlesen.

Milliardendefizit bei gesetztlicher SV
Ausgaben für Zahnarztbehandlung einschließlich Zahnersatz deutlich reduziert

VDZI präsentiert 10-Punkte-Programm
Zahntechnischer Dachverband bereitet Konzept vor, welches die Innungsfachbe-
triebe stärken und bei der Gestaltung neuer Kooperationsformen unterstützen soll.

(hdk) – Kurzen aber heftigen
Wirbel verursachte eine Pres-
semeldung auf www.zahn-
online.de Mitte Mai dieses
Jahres. Unter dem Titel „Mehr
Geld für Zahnersatz“ war
darin von einer Erhöhung 
der Zuschüsse um rund eine
Milliarde Euro zu lesen.
Schon mancher mag darauf-
hin die Forderungen der
Zahntechnik-Branche nach
Erweiterung des Leistungs-
katalogs oder Rücknahme
der Einschränkungen als
endlich erhört betrachtet ha-

ben. Als Quelle der Meldung
wurde der Verband der An-
gestellten-Krankenkassen
(VdAK) genannt, namentlich
Dietmar Knappe,Referatslei-
ter Zahnärzte.
Auf die Bitte um Bestätigung
dieser Meldung zeigte sich
der VdAK erstaunt. In der
Pressestelle sei eine Meldung

solchen Inhalts absolut unbe-
kannt. Der zitierte Referats-
leiter selbst äußerte sich ver-
ärgert: „Eine derartige Mel-
dung entbehrt jeglicher
Grundlage. Das ist eine klas-
sische Ente.“ Man habe sich
unmittelbar nach Bekannt-
werden der Nachricht mit
dem Betreiber des Informa-
tionsportals in Verbindung
gesetzt und diesen dazu be-
wegt, „die Meldung umge-
hend von der Seite zu neh-
men“, so Knappe.
Auf Nachfrage der ZT, wie

eine solche Mel-
dung entstehen
könne, vermute er
die verzerrte Dar-
stellung der Bilanz
des Vorjahres. Die
Kassen hatten, re-
sultierend aus der
Einführung des
Festzuschuss-Sys-
tems, in 2005 ca.
eine Milliarde
Euro weniger für
Zahnersatz ausge-
geben als 2004.
Keinesfalls sei die-
ser Betrag nun
übrig und stünde
im kommenden
Haushalt zur Ver-
fügung. „Da hat
wohl jemand et-

was falsch übersetzt.“
Auch beim Gemeinsamen
Bundesausschuss, der an-
geblich gerade über Festle-
gung des Behandlungskata-
logs berate, habe man, so
Kristine Reis-Steinert, Pres-
sesprecherin des G-BA, von
dem gemeldeten Sachverhalt
noch nichts gehört.

Keine Milliarde für Zahnersatz
VdAK-Meldung über angebliche Erweiterung der
ZE-Zuschüsse entpuppt sich als „klassische Ente“.
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(hdk) – Ausgehend von der Prä-
ambel, dass die zahnmedizini-
sche Versorgung der Bevölke-
rung ein Modell benötige, das
die Gratwanderung zwischen
Eigenverantwortung und ge-
samtgesellschaftlicher Solida-
rität löst, hat die KZVB Vor-
schläge parat, wie die Versor-
gung sozial ausgeglichen, die
Finanzierung fair, solidarisch
und eigenverantwortlich ge-
staltet und deren Organisation
dabei entbürokratisiert werden
könne. Tatkräftig kündigt sie
an, einen Katalog der notwen-
digen Regelversorgungen und
deren Preise vorlegen zu wol-
len. In erster Linie solle jener
eine Ausweitung der Festzu-
schüsse in andere Leistungsbe-
reiche beinhalten, z.B. Schie-
nentherapie, Parodontose- und
Wurzelbehandlungen.
Der Aussage, Wettbewerb er-
höhe die Qualität der Versor-
gung, und diese könne auch
durch  finanzielle Anreize er-
höht werden, steht in mancher-
lei Hinsicht die Behauptung
gegenüber, ein reiner Preis-
wettbewerb sei im Gesund-
heitswesen generell unethisch.

Dr.Janusz Rat,Vorstandsvorsit-
zender der KZVB, betonte im
ZT-Interview jedoch ausdrück-
lich, dass auch dentaltechni-
sche Laboratorien sich im Zei-

chen der Globalisierung bei
gleich bleibender Qualität auch
dem internationalen Preis-
kampf stellen werden müssen.
Als probates Mittel zur Kosten-
minimierung wird der Bürokra-
tieabbau genannt. Die KZVB
beruft sich hierfür auf ein Pa-

pier,das von Bundeszahnärzte-
kammer und KZBV entworfen
wurde. Dieses schlüge z.B. vor,
sich in überschaubaren Betrie-
ben auf Negativdokumentation

zu beschränken. Im Bereich
Zahntechnik stelle Dr. Rat sich
eine gänzlich papierlose Ab-
rechnung vor.
Des Weiteren setze man sich da-
für ein, dass die Wahl des La-
bors weder von der Kranken-
kasse noch vom Patienten ge-

troffen werden dürfe. Sie ob-
liege alleinig dem Zahnarzt.
Damit spricht sich die KZVB
klar gegen Einzelverträge und
Vorteilnahme aus.
Zur Finanzierung des Gesund-
heitssystems sei ein Wettbe-
werb der Krankenversiche-
rungen nötig. Dafür müssen
vom Gesetzgeber Grundlagen
geschaffen werden: Die Mög-
lichkeit einer freien Wahl der
Krankenkasse, die Mitnahme
der Altersrückstellung bei ei-
nem Versicherungswechsel
und drittens den Krankenkas-
sen zu ermöglichen, unter-
schiedliche Leistungsbau-
steine anbieten zu dürfen.
Im Bereich der privaten Kran-
kenversicherungen seien die
Rechte der Versicherten gegen-
über den Versicherungskonzer-
nen zu stärken. Dafür müsse
das Versicherungsvertragsge-
setz stark überarbeitet werden.
Es müsse verhindert werden,
dass die aus fachlichen Überle-
gungen heraus formulierte Ge-
bührenordnung nicht weiter-
hin von Privatversicherungen
als Kostensteuerungsinstru-
ment missbraucht werde.

Perspektive Zahngesundheit – die Agenda der KZVB
Nach einer Diskussionsrunde über die kommende Gesundheitsreform veröffentlichte der Vor-
stand der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Bayerns (KZVB) seine standespolitische Program-
matik. Kernpunkte sind die Weiterentwicklung des Festzuschuss-Systems und Bürokratieabbau.
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„Wir denken an eine Ausweitung der Fest-
zuschüsse in andere Leistungsbereiche, z.B.
Schienentherapie, Parodontose- und Wur-
zelbehandlungen.“

„Im Zeitalter der Globalisierung werden
sich die Labore bei gleicher Qualität auch
dem Preiswettbewerb aus dem Ausland
stellen müssen.“

„Die Wahl des Zahnlabors darf kein Dritter
treffen, sondern nur der behandelnde Zahn-
arzt. Die Entscheidung basiert auf dem Ver-
trauen zu seinem Techniker.“

Dr. Janusz Rat, Vorstandsvorsitzender der KZVB (Foto: KZVB)
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